
dem Erlaß eines (wenn auch gut begründeten) Urteils 
noch nicht als beendet angesehen werden. Es wird in 
den meisten Fällen eine solche Auswertung erforder­
lich sein, die geeignet ist, den Genossenschafts­
mitgliedern aufzuzeigen, wie die bestehenden Mängel 
in ihrer Genossenschaft zu beseitigen sind. Das nach­
folgende Beispiel soll das deutlich machen.

Vor dem Kreisgericht in H. wurde gegen den Genos­
senschaftsbauern B. ein Strafverfahren wegen Körper­
verletzung und Hausfriedensbruch durchgeführt. B. 
wurde zur Last gelegt, den 70jährigen Vorsitzenden der 
Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft wieder­
holt ins Gesicht geschlagen und verletzt zu haben. Zu 
diesem Vorfall kam es, nachdem der Vorsitzende der 
LPG einige Genossenschaftsmitglieder, die fahrlässig 
einen geringeren Sachschaden verursacht hatten, als 
„Saboteure am Volkseigentum“ bezeichnete. Das ist für 
einen Genossenschaftsbauern ein sehr schwerer Vor­
wurf. B., der Vorstandsmitglied war, beabsichtigte 
daher auch, den Vorsitzenden wegen dieser Äußerung 
zur Rede zu stellen und suchte ihn in seiner Wohnung 
auf. Es kam zu Tätlichkeiten zwischen ihnen, die von 
dem Vorsitzenden ausgingen. B. wurde aus der Woh­
nung verwiesen, leistete jedoch nicht Folge und drang, 
da er unter Alkoholeinfluß stand, erneut auf den Vor­
sitzenden ein. Er wurde am Tage darauf in Haft 
genommen. Das Urteil lautete auf 4 Monate Gefängnis 
und 300 DM Geldstrafe. — Hier wäre es richtiger 
gewesen, statt eines Strafverfahrens gegen B. in der 
LPG in einer Mitgliederversammlung die Fragen des 
kameradschaftlichen Verhaltens zu erörtern mit dem 
Ziel, einen Umschwung in den Beziehungen der 
Genossenschaftsmitglieder zu erzielen und eine gute 
Zusammenarbeit in der LPG zu erreichen.

Wiederholt ist von der Partei der Arbeiterklasse dar­
auf hingewiesen worden, daß sich besonders mit dem 
Beginn der sozialistischen Umgestaltung auf dem 
Lande der Klassenkampf verschärft hat. Wir erinnern 
in diesem Zusammenhang an den Polssen-Prozeß und 
andere Prozesse gegen Saboteure und Schädlinge in der 
Landwirtschaft. Sicher ist die gesetzmäßige Verschär­
fung des Klassenkampfes in der gegenwärtigen Periode 
den Justizfunktionären theoretisch klar. Aber sie ver­
stehen es noch ungenügend, die Theorie mit der 
Praxis zu verbinden, und verkennen daher die kon­
kreten Erscheinungen des Klassenkampfes. Immer 
wieder wird in Berichten mit bemerkenswerter Kürze 
festgestellt: „Gegnerische Tätigkeit in den ländlichen 
Kreisen sowie Terrorakte sind im Bezirk nicht 
bekannt“. Diese Funktionäre unterschätzen die Gesell­
schaftsgefährlichkeit solcher Verbrechen, die sich gegen 
den Bestand und die Entwicklung der Landwirtschaft­
lichen Produktionsgenossenschaften richten, und 
wenden die Gesetze, die speziell zur Abwehr von 
Angriffen der Feinde unseres Aufbaus geschaffen 
wurden, nur zögernd an. Sie sind eher bereit, nach dem 
Strafgesetzbuch oder nach der Wirtschaftsstrafverord­
nung zu verurteilen, anstatt mit der scharfen Waffe 
jener Gesetze zu arbeiten, die eigens zum Schutz 
unserer ökonomischen Basis von der Arbeiter-und- 
Bauem-Macht geschaffen wurden.

Dafür ein Beispiel: Von dem 2. Strafsenat des Bezirks­
gerichtes in S. wurde der Angeklagte Z., Vorsitzender 
einer LPG, wegen Untreue zum Nachteil genossen­
schaftlichen Eigentums in Tateinheit mit Wirtschafts­
verbrechen zu einer Gesamtstrafe von vier Jahren 
Zuchthaus verurteilt. Wer ist Z., und warum ist er 
bestraft worden? — Z., ein erfahrener Landwirt, ver­
fügte über alle fachlichen Kenntnisse, um eine LPG 
fachgemäß zu leiten und weiterzuentwickeln. Deshalb 
wurde er auch Mitglied des LPG-Beirates beim Rat des 
Bezirkes. Die LPG, deren Vorsitzender Z. war, sollte 
als Muster-LPG für die Anwendung von Neuerer­
methoden entwickelt werden, wobei der LPG jede nur 
mögliche Unterstützung durch unsere Staatsorgane 
gewährt wurde. Z. setzte aber alles daran, diese Ent­
wicklung zu sabotieren. Anstatt die LPG ökonomisch zu 
festigen, arbeitete er bewußt und planmäßig an der 
Schwächung und Untergrabung der Genossenschaft und 
bewirkte durch seine Verbrechen, daß die LPG großen 
materiellen Schaden erlitt, die Arbeitsmoral erheblich

zurückging und mehrere Mitglieder ihren Austritt aus 
der LPG erklärten. Die Ursache der Verbrechen des Z. 
war seine feindliche Einstellung zu unserem Staat. Z., 
ein alter Faschist und ehemaliger Ortsbauernführer, 
versuchte unter der Maske eines fortschrittlichen 
Bauern, die sozialistische Entwicklung auf dem Lande 
zu hintertreiben und die alten kapitalistischen Verhält­
nisse wieder herbeizuführen. Diese Sabotage an der 
Entwicklung der Genossenschaft war nur möglich, weil 
Z. mit Hilfe rückständiger Elemente jegliche Meinungs­
äußerung, Kritik und Initiative der anderen Genossen­
schaftsbauern zur Verbesserung der genossenschaft­
lichen Verhältnisse mit allen Mitteln unterdrückte.

Obwohl den Staatsanwälten und Richtern dies alles 
bekannt war, qualifizierten sie die Verbrechen des Z. 
als Wirtschaftsverbrechen. Sie sahen im vorliegenden 
Falle nicht die bewußte Sabotage des Z. und schätzten 
somit seine Verbrechen und sein verbrecherisches Ziel 
nicht richtig ein.

Die richtige moralisch-politische Wertung und Beurtei­
lung eines Verbrechens ist entscheidend für die erziehe­
rische Wirkung eines Urteils. Weil dieses Urteil eine 
solche Wertung nicht enthielt, hatte auch der im An­
schluß an das Strafverfahren durchgeführte Justiz­
ausspracheabend nicht den gewünschten Erfolg. So 
machte der neue Vorsitzende der LPG seine Bedenken 
geltend, daß auch er nicht in der Lage sein werde, die 
LPG richtig zu leiten. Bei richtiger Darlegung der 
Zusammenhänge wären solche kleinmütigen Meinun­
gen nicht aufgetreten, weil es sich bei den Verbrechen 
des Z. nicht um Unfähigkeit in der Leitung handelte, 
sondern um bewußte Sabotage eines Faschisten.

III

Eine wichtige Aufgabe zur Festigung und Stärkung der 
Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften hat 
besonders die Staatsanwaltschaft mittels der All­
gemeinen Aufsicht zu lösen. Unser Staat hat zur sozia­
listischen Umgestaltung der Landwirtschaft eine Reihe 
von Bestimmungen erlassen, die die ökonomische und 
politische Entwicklung der Landwirtschaftlichen Pro­
duktionsgenossenschaften gewährleisten. Jedoch kommt 
es immer noch vor, daß sich unsere Staatsfunktionäre 
nicht an diese Bestimmungen halten, die Gesetzlichkeit 
verletzen und unserer Entwicklung dadurch Schaden 
zufügen. Aufgabe der Staatsanwaltschaft aber ist es, 
durch die Allgemeine Aufsicht dafür zu sorgen, daß 
jede gesetzliche Bestimmung im Interesse der Stärkung 
der Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 
verwirklicht und richtig angewandt wird. Die Ein­
haltung der Gesetzlichkeit auf diesem Gebiet zu kon­
trollieren, vermag aber nur der Staatsanwalt, der sich 
ständig mit diesen Fragen beschäftigt und eine richtige 
politische Orientierung in seiner Arbeit hat. Im Arbeits­
plan, der Bezirksstaatsanwaltschaft Potsdam ist jedoch 
eine solche Aufgabe nicht enthalten. Die Staatsanwälte 
sind sich hier nicht im klaren darüber, wie sie durch 
die Allgemeine Aufsicht zur Festigung der Landwirt­
schaftlichen Produktionsgenossenschaften beitragen 
können. Im Bezirk Rostock dagegen haben die Staats­
anwälte ihre Aufgaben erkannt. Ihre Arbeitsweise, ihr 
Herangehen an die Lösung dieser Aufgaben jedoch ist 
unzulässig und bürokratisch. Der Staatsanwalt des 
Kreises Rostock-Land z. B. schickte an die Vorsitzenden 
von 72 Landwirtschaftlichen Produktionsgenossen­
schaften Schreiben mit 18 Fragen, die die Vorsitzenden 
beantworten sollten. Ganz richtig antwortet ihm ein 
LPG-Vorsitzender: „Wir bitten Sie, die notwendigen 
Feststellungen in der LPG selbst zu treffen und nicht 
die Zahl der von uns zu erstattenden Berichte noch zu 
vergrößern. Da es bei uns eine Reihe von Schwierig­
keiten zu überwinden gibt, wären wir Ihnen dankbar, 
wenn Sie sich an Ort und Stelle hiervon überzeugten.“

Damit wird ein grundsätzliches Problem der All­
gemeinen Aufsicht überhaupt berührt: Wie kommen die 
Gesetzesverletzungen dem Staatsanwalt zur Kenntnis? 
Von der jetzt noch üblichen Methode, über die Sprech­
stunden Gesetzesverletzungen auf die Spur zu kommen, 
muß man abkommen. Die Erfahrung lehrt, daß die 
hierfür aufgewandte Zeit und Kraft durch die Ergeb­
nisse nicht gerechtfertigt wird. Hauptmethode des
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